
 

«Ohne Tiefbahnhof ist alles halb fertig»  

Bahnausbau  

Der Tiefbahnhof Luzern gehöre zuoberst auf die Prio ritätenliste, 
sagt der Zuger Regierungsrat Matthias Michel. Er kr itisiert die Fi-
nanzierungspläne des Bundes für den Bahnausbau.  

Express:  

• Die Bereitstellung der Infrastruktur sei primär Aufgabe des Bundes.  
• Dennoch müssten auch die Bahn- und die Autofahrer mehr für ihre 

Mobilität bezahlen.  

«Die Mobilität ist heute insgesamt zu günstig.»  
Matthias Michel, Zuger Volkswirtschaftsdirektor  

Interview Jan Flückiger  

jan.flueckiger@luzernerzeitung.ch 

Matthias Michel, welches sind aus Sicht der Zentrals chweizer Kantone die 
zentralen Projekte, die beim Ausbau der Bahninfrastr uktur bis 2025 unbe-
dingt berücksichtigt werden sollten? 

Matthias Michel*:  Der Tiefbahnhof Luzern, der zweite Zimmerberg-Basistunnel 
und die Neubaustrecke am Axen. Beim Axen handelt es sich zwar nur um die 
Sanierung einer bestehenden Strecke, aber es ist trotzdem wichtig, dass diese 
Sanierung fix eingeplant wird, weil man ansonsten die Kapazitäten des Gott-
hard-Basistunnels nicht nutzen kann. 

Der Tiefbahnhof Luzern ist in den momentanen Ausbau plänen des Bun-
des ebenfalls nicht in der ersten Phase bis 2025 vor gesehen. Was haben 
die Zentralschweizer Kantone falsch gemacht? 

Michel: Nichts. Wir haben intensiv für das Vorhaben lobbyiert. Die sechs Kan-
tone haben von Anfang an gut zusammengearbeitet. Vor zwei Jahren sind wir 
zum ersten Mal mit allen Zentralschweizer Bundesparlamentariern zusammen-
gesessen. Das war ein absolutes Novum. Die Parlamentarier waren auch froh, 
dass sich die Kantonsregierungen vorher miteinander abgesprochen haben. 

Dennoch hat man das Gefühl, nicht alle Kantone würd en sich gleich stark 
für den Tiefbahnhof einsetzen. So fehlt beispielswei se dessen Erwähnung 
in der Stellungnahme des Kantons Schwyz. 

Michel: Deshalb haben wir ja eine gemeinsame Stellungnahme formuliert. 
Dass die einzelnen Kantone noch ihre eigenen Schwerpunkte haben, ist klar. 
Luzern hat den Lead beim Tiefbahnhof, Zug beim Zimmerberg und die Urner 
beim Axen. Wir kämpfen aber gemeinsam für alle drei Projekte. 

Offenbar war das Lobbying nicht stark genug. 

Michel: Das stimmt nicht. Immerhin ist inzwischen anerkannt, dass es auf der 
Strecke Luzern–Zug–Zürich ein Kapazitätsproblem gibt und dass Handlungs-
bedarf besteht. Der Bund will auf dieser Strecke mittelfristig den Viertelstunden-
takt einführen. Und auch das Projekt «Tiefbahnhof Luzern» kennt man mittler-
weile in Bern – und in der ganzen Schweiz. 

Dennoch hat der Tiefbahnhof für den Bund nicht erst e Priorität. 

Michel: Den ersten Schritt hat der Bund gemacht, indem er die Kapazitätseng-
pässe anerkannt hat. Jetzt gilt es, den zweiten Schritt zu machen. Nur den 
Zimmerbergtunnel zu bauen, ohne gleichzeitig den Tiefbahnhof zu realisieren, 
wäre eine halb fertige Sache. Auch die vom Bund vorgeschlagene Lösung, den 



Engpass am Rotsee auszubauen, ist nicht sinnvoll, da sie nicht mit dem künfti-
gen Tiefbahnhof kompatibel wäre. Wir müssen uns aber eines bewusst sein: 
Zuerst geht es erst mal um das Finanzierungssystem, erst danach um einzelne 
Projekte. Was in zehn Jahren wirklich gebaut wird, weiss noch niemand. 

Dann beschäftigen wir uns doch mit dem Finanzierung ssystem. Der Bun-
desrat schlägt vor, den zusätzlichen Finanzierungsb edarf für die Bahninf-
rastruktur über einen neuen Fonds sicherzustellen, den so genannten 
Bahninfrastrukturfonds (BIF). Was halten Sie davon? 

Michel: Grundsätzlich sind wir einverstanden, dass ein solcher Fonds geschaf-
fen wird. Bisher waren die Mittel für Bahnprojekte immer befristet. Ein unbefris-
teter Fonds, aus dem einerseits der Unterhalt bezahlt wird und andererseits 
Ausbauprojekte, ist sinnvoll. Es gibt eine grössere Planungssicherheit. 

Dennoch sind Sie nicht mit allen Vorschlägen des Bund esrates einver-
standen. Wo konkret sehen Sie Probleme? 

Michel: Die entscheidende Frage ist ja, woher das Geld für den Fonds kommt. 
Neben den bisherigen Finanzierungsquellen (LSVA, Mineralölsteuer, Mehr-
wertsteuer und Bundesgeldern) sollen auch die Kantone neu 300 Millionen 
Franken jährlich in den Fonds einzahlen. Allerdings ohne mitbestimmen zu 
können, was mit dem Geld passiert. 

Die Kantone profitieren ja auch von der Bahninfrast ruktur. 

Michel:  

Ja, schon. Aber der Unterhalt der nationalen Infrastruktur ist eine Bundesaufga-
be. Die Kantone kommen ja bereits für einen Grossteil des Regionalverkehrs 
sowie die Privatbahnen auf. Das ist übrigens einer der Kritikpunkte. Momentan 
kommt der Bund seinen Verpflichtungen im Regionalverkehr nicht nach, er be-
zahlt weniger als die gesetzlichen 50 Prozent. Die Kantone bezahlen zudem 
heute schon etwa 220 Millionen jährlich an Projekte der SBB, allerdings auf 
freiwilliger Basis – und für Projekte, die sie kennen. 

Der Nutzen und der Investitionsbedarf für den Schien enverkehr sind ja 
weitgehend unbestritten. Woher soll denn das Geld f ür das nationale 
Schienennetz kommen? 

Michel: Wie gesagt: Primär ist das eine Bundesaufgabe. Ich denke, der Bund 
wird nicht darum herumkommen, auch mehr eigene Mittel – das heisst Steuer-
gelder – einzusetzen. Schliesslich ist die Bereitstellung der Infrastruktur auch 
eine der wichtigsten Staatsaufgaben. Dazu müsste der Bund auch in Frage stel-
len, ob er seine eigenen Infrastrukturprojekte weiterhin mit der Mehrwertsteuer 
belasten will. Diese Selbstbesteuerung macht jährlich etwa 150 bis 180 Millio-
nen Franken aus. 

Die andere Variante wäre, den Konsumenten stärker zu  belasten. 

Michel: Tatsächlich ist die Mobilität insgesamt heute sicher zu günstig. Ein Teil 
der Kosten darf durchaus auf die Kunden überwälzt werden. Allerdings muss 
man aufpassen, dass diese dann nicht wieder vermehrt mit dem Auto statt mit 
dem Zug fahren. Denn dann fällt die eigentlich gewünschte Verlagerung auf die 
Schiene weg.  

Es sei denn, das Autofahren würde auch teurer. 

Michel: Über kurz oder lang wird das wohl der Fall sein. Wenn der öffentliche 
Verkehr teurer wird, wird auch der Individualverkehr teurer werden müssen, sei 
es durch eine CO2-Abgabe auf Benzin, eine höhere Mineralölsteuer oder durch 
ein so genanntes Mobility-Pricing. 

Der Bund präsentiert sein neues Finanzierungsmodell  als Gegenvor-
schlag zur VCS-Initi ative (siehe Kasten). Der VCS möchte einen grösseren 
Anteil als heute aus dem Ertrag der Mineralölsteuer für den Ausbau der 
Schiene verwenden. 



Michel: Das ist unseres Erachtens der falsche Weg, und das sieht auch der 
Bundesrat so. Damit verlagert man das Problem einfach. Das Geld fehlte dann 
dem Strassenbau.  

Damit wären wir zurück bei der Gretchenfrage: Wer s oll für die Kosten der 
zunehmenden Mobilität aufkommen? 

Michel: Es muss ein gesunder Mix sein. Einerseits ist den Konsumenten eine 
gewisse Preissteigerung zuzumuten. Andererseits braucht es mehr Bundesmit-
tel. Und auch die Kantone werden ihren Anteil tragen. Allerdings nur, wenn sie 
mitbestimmen können, wofür ihr Geld eingesetzt wird. Luzern wird sicher nicht 
für einen Ausbau im Jura bezahlen, solange der Tiefbahnhof nicht realisiert 
wird. 

* Matthias Michel (48) ist Volkswirtschaftsdirektor des Kantons Zug und Präsi-
dent der Zentralschweizer Konferenz der Direktoren des öffentlichen Verkehrs 
(ZKöV). 
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